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Verhökert die Republik Österreich die 
,,Grüne Wildnis am großen Strom" 
an die E-Wirtschaft? 

Ein Bericht von Dr. Karl 0. Heimann 

Stimmen zu ,,Hainburg'' 
„A 1s Holländer wissen wir, warum wir so traurig sind, dqß 
sich das Rheinwasser in eine stinkende Brühe verwandelt 
hat. Wir besingen den Rhein nämlich nicht in Gedichten, 
wir müssen sein Wasser trinken. Hier in Österreich ist die 
Natur noch besser erhalten und Sie können aus unseren 
Fehlern noch lernen ... "(Prinz Bernhard der Nieder­
lande, World Wildlife Fund) 

„Da die einst herrliche Donau-Flußlandschaft hier von 
Greifenstein aufwärts nun ,imKübe/'ist, bin ich entschlos­
sen, die Hainburger Au zu verteidigen wie ein Löwe ... " 
(Nobelpreisträger Prof Dr. Konrad Lorenz) 

„Nach Ausbau der Stufe Wien sind bereits 80% der 
Österreichischen Donaustrecke - und damit 80 % ihres 
Energiepotentials von der E-Wirtschaft genutzt. Teils un­
tergewaltigenLandschafisopfern.Die letzten20 %sind zu 
retten, meinen die Umweltverbände, damit unsere Enkel 
wenigstens an zwei Beispiellandschaften des Donaurau­
mes- der Wachau und der Auen bei Hainburg- erleben 
können, wie schön das alte Europa war ... " (Universi­
tätsdozent Dr. Bemt Lötsch, Österreichische 
Akademie der Wissenschaften) 

„Der Auwald ist etwas Besonderes. Er ist ein Wald, den 
man nicht nach Belieben wieder irgendwo pflanzen kann, 
wenn er anderswo zerstört wurde. Er ist eine hochspeziali­
sierte Lebensgemeinschaft, die nur im Überschwem­
mungsbereich von Flüssen, nur im Nahbereich von 
Grundwasser gedeihen kann ... " (Dr. Elfrune Wen­
delberger, Zoologin,Autorin von„Grüne Wildnis 
am großen Strom") 

,,Die Hainburger Au, das ist kein Wald, das ist nur Dik­
kicht. Wenn man sich die Donau anschaut, dort wo siege­
staut wird, wie alle Böschungen und Begrünungen ausse­
hen, dann ist das Bild schöner. Man wird auch Hainburg 
wiederkultivieren ... Dennjetzt, istdaja Wildwuchs, was 
brauch' ma uns da erzählen. Daher wird man 's bauen!" 
(Anton Benya, Gewerkschaftspräsident) 

„ Waren Sie schon in diesen Auwäldern? Ich kenne Sie 
aus keinem Fremdenverkehrsprospekt, ich war auch nicht 
dort und sicher haben sich bisher nur ganz wenige Fremde 
dorthin verirrt ... Auch ich bin für die Schonung und Er­
haltung der Natur, aber man muß wohl doch auch die Re­
lationen sehen und jede Sache gesamtheitlich betrachten. 
Sehr oft geht es nur um Wählerstimmen ... Sie möchten 
nun gleich eine Staatsaktion daraus machen- Boykottei­
nes Fremdenverkehrslandes - und tun so als ob Öster­
reich dabei wäre, ein internationales Naturdenkmal zu 
zerstören. Das ist der Hainburger Auwald sicher nicht ... " 
(Ko=.Rat Wolfgang Zorn, Obmann des Frem­
denverkehrsverbandes Seefeld/Tirol) 

„Die Schutzwürdigkeit von Kröten, Fröschen und Restbe­
ständen von Neandertalern, Kriech- und Weichtieren 
steht in keiner vernünftigen Relation zum wirtschaftli­
chen Nutzen ... " (Dr. Walter Fremuth, Generaldi­
rektor der Energie-Verbundgesellschaft) 

„Es ist sinnlos mit Technokraten zu streiten- die kennen 
den Preis von allem und den Wert von nichts." (Horst 
Stem,Journalist,Herausgebervon,,natur",Mün­
chen) 

Der „österreichische Traum", ein Alp­
traum? 

,,Grüne Wildnis am großen Strom", ein be­
merkenswertes Buch der Auwaldexpertin 
Prof. Elfrune W endelberger, beschreibt das, 
was der ehemalige Österreichische Bundes­
minister für Wissenschaft und Forschung, 
Dr. Hertha Pimberg, zu retten suchte. Die 
Studie „Ökosystem Auwald" (1975) sollte 
,,die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit, 
besonders die Organe der Raumplanung, 
auf die dringenden Probleme der öster­
reichischen Donaulandschaft, speziell aber 
des Auwaldes" lenken, damit: 

Vorsorge getroffen werde, daß die vita­
len Interessen des Natur- und Land­
schaftschutzes mit der zukünftigen wirt­
schaftlichen Entwicklung des Landes 
harmonisiert würden, 

das ökologische Gleichgewicht in diesem 
Bereich nicht gestört werde. 

Zu retten suchte vor wem? 

Der „Boss", Dr. Bruno Kreisky, erklärte 
1972 auf dem Parteitag der SPÖ in Villach: 
,,Wir stellen uns vor, daß entlang der Do­
nau, in einer Breite von 50 Km nach beiden 
Seiten hin - in einem Gebiet, in dem über 
zweieinhalb Millionen Österreicher leben -
neue infrastrukturelle Voraussetzungen ge­
schaffen werden, die neue Industrien attra­
hieren sollen". 

Im „Raumplanungsverfahren" sprach man 
etwa zur selben Zeit von „wasserstraßeno­
rientierten Industriestandorten", von ei­
nem „günstigen Bereich für neue Hafenan­
lagen und ,Länden', von Industrieflächen, 
Zufahrtsstraßen, Eisenbahnanschlüssen 
und Versorgungsleitungen". 

Der Bevölkerung, die noch gewissse „Ar­
beitskraftreserven anzubieten" habe, be­
stätigte man eine „beträchtliche Industriali­
sierungsbereitschaft". Stark belastete Ab­
wässer der anzusiedelnden „Zuckerfabri­
ken, Kartoffelverwertungsfabriken, Erdöl­
betriebe, chemischen Großbetriebe, Zellu­
lose-und Viskose-Fabriken ... " sollten ge­
mäß einer Studie der „DoKW" über die 

Donau abgeführt werden. Mit diesen harm­
losen „vier Buchstaben" ist der Verursa­
cher der gesamten heute anstehenden Au­
wald-Misere genannt, die „Donaukraft­
werksgesellschaft". Sie ist jedoch nur ein 
,,Pseudonym", eine Abspaltung des staatli­
chen österreichischen Energieverbundes. 
Die DoKW, die mit allen Mitteln das Fluß­
kraftwerk „Hainburg" an der Donau bauen 
will, das ist - von 6 % Länderanteil abgese­
hen - der österreichische Staat bzw. seine 
gegenwärtige SPÖ-FPÖ-Koalitionsregie­
rung selbst. 

Somit will der Staat in einer seiner Erschei­
nungsformen als „die Energieversorgung" 
eine seiner anderen Erscheinungsformen, 
seine eigene Morphologie und Eigenart 
verstümmeln. Eine Selbstamputation? Ein 
Akt von „Autophagie", ein „Selbstauffres­
sungsprozess"? 

Die Abwandlung eines Spruches einer gro­
ßen Mineralölfirma scheint bei den „Ma­
chern" gegriffen zu haben: ,,Hier gibt's viel 
zu verdienen. Packen wir's ein!" 

Eine Minderheit jedoch scheint einen Pro­
zess bereits hinter sich zu haben, den der 
Chef der österreichischen Journalistenge­
werkschaft Günther Nenning formulierte: 
„Denken macht Kopfweh ... " Sie hat über 
das geplante Kraftwerk „Hainburg" nach­
gedacht und sagt ... ,,Nein"! 

Der Auwald 

Von dem Projekt betroffen würde eine der 
letzten und ursprünglichsten europäischen 
Landschaften: der Auwald. Er ist die üppig­
ste Erscheinungsform des mitteleuropäi­
schen Waldes, ein „europäischer Urwald". 

Österreichische Politiker, vermutlich fas­
send auf fehlerhaften „wissenschaftlichen" 
Gutachten, bezeichnen ihn oft als „zwar 
wertvolles", jedoch Sekundär-Biotop. 

Gerade dies ist er nicht. 

Seitdem wir von einem mitteleuropäischen 
Klima heutiger Prägung sprechen können, 
seit der Wende Miozän zum Pliozän vor ca. 
3 Millionen Jahren, hat es nach Aussagen 
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von Geologen und Paläobotanikern den 
Auwald in einer - seiner heutigen sehr ähn­
lichen -Form gegeben. Er ist ein „topolabi­
les" Biotop. Er siedelt sich entlang mäan­
drierender Flüsse auf flußbegleitenden 
Schotter- und Sandbänken immer dann an, 
wenn der Fluß selbst es zuläßt. 

So konnte sich der Auwald zwischen Wien 
und Hainburg nicht wegen der Donaure­
gulierung im letzten Jahrhundert, sondern 
t r o t z menschlicher Eingriffe in das Fließ­
gleichgewicht des Donaustromes, aus eige­
ner Kraft Restbestände seines ehemaligen 
lebensraumes als urtümlicher Wald zurück­
erobern. 

In Mitteleuropa gibt es am Oberrhein und 
an der Rhone nur noch geringe intakte Au­
waldreste. Einer konnte an der Einmün­
dung der Murg in den Rhein jetzt gerettet 
werden. Die Bundesrepublik Deutschland 
und Frankreich verzichteten in bilateralem 
Einvernehmen auf die ehemals gemeinsa­
men Baupläne, die den dortigen Auwald 
durch gleichmäßigen Wasserstand hätten 
ersaufen lassen. 

Denn definiert ist der Auwald durch zwei 
Charakteristika: 

den hoch anstehenden Grundwasser­
spiegel und 

die jährlich pulsierenden Überschwem­
mungen. 

Morphologisch tiefer liegende Weichholz­
Auen haben mit ihrem Wurzelbereich einen 
ständigen Kontakt zum Grundwasser. Die 
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höherliegenden Hartholz-Auen werden nur 
bei unregelmäßigen besonderen Hochwas­
serständen geflutet. Die Hochwasserfluten 
führen große Mengen an Schwebstoffen mit 
sich. Grund für die urwaldartige Üppigkeit 
dieser Waldform. Die Pulsationen der 
schwankenden Grundwasserstände regeln 
nicht allein den Gasaustausch in der Wur­
zelzone. Sie bedingen auch die kleinsträu­
mige Verzahnung von Trocken- und 
Feuchtbiotopen. Durchflossene Altarme, 
verlandende Auweier, Wiesen, ,,Heißlän­
den" wechseln mit feuchten und trockenen 
Wäldern, Sand- und Schotterbänken. Au­
tümpel, Aubäche, teils abgeschlossen und 
grundwassergespeist, teils gegen den Strom 
offen oder von ihm gemäß wechselnder 
Wasserstände durchflossen, garantieren ei­
ne vielfältige Fauna und Flora. Die Arten­
zahlen liegen nach Rasterkartierungen um 
100-200 Prozent höher als in anderen Le­
bensräumen. Das Hochwasser als lebens­
notwendiger „Destabilisator" vermeidet 
das Erreichen eines Endzustandes dieses 
Biotops, der gleichbedeutend wäre einer 
Verarmung an ökologischen Nischen und 
damit der Artenvielfalt. 

Die Aufgaben des Biotops 

Wassertechnik: 

Retentionsraum des Hochwassers als 
Ausgleichsspeicher in Trockenzeiten, 

Vorfluter für die Umgebung, 

,,Biologische Gratisaufbereitungsanla­
ge," 

Trinkwasserreserve. 
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Klima: 

Erhöhung der Luftfeuchtigkeit 

Betauung der versteppenden angrenzen­
den Gebiete bis zu 60 km landeinwärts, 

Ausgleich der Sommertemperaturen 

Luftfilterung in der Umgebung des Bal­
lungsraumes Wien. 

Regenerationsbereich und Genreserve für 
Fauna und Flora. Erholungsraum für den 
Menschen, insbesondere aufgrund der gro­
ßen Waldrandlänge gegen das Marchfeld. 

Führt man sich dann Sprüche wie die des 
Gewerkschaftspräsidenten Anton Benya 
(1983) vor Augen: ,,Die Hainburger Au, 
das ist kein Wald, das ist nur Dickicht. 
Wenn man sich die Donau anschaut, dort 
wo sie gestaut wird, wie die Böschungen 
und Begrünungen aussehen, dann ist das 
Bild schöner. Man wird auch Hainburg wie­
der kultivieren ... ", dann kann man ihm 
und Genossen nur noch einige Kilowatt­
stunden zum Trinken und eine Gasmaske 
zum Atmen anbieten. Eine Diskussion 
erübrigt sich. 

Das Bauvorhaben „Hainburg" 

Das Kraftwerk soll im ökologisch wertvol­
len Augebiet, der Schopfenreuther Au, ge­
genüber dem Städtchen Hainburg in Trok­
kenbauweise gebaut werden. Das Stauziel 
soll 11 bis 12 Meter über dem Niveau des 
Augeländes liegen und eine Unterwasser­
austiefung von 1,5 m erfahren. 
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Die Flächenbeanspruchung durch Stau­
raum, Dammschüttungen und Kraftwerks­
insel beträgt 872 Hektar. Abzuziehen wä­
ren ca. 150 Hektar für abzutransportieren­
des Baggergut. Zwei Schleusen sollen ge­
baut werden. Die Leistung soll bei 29075 
GWh liegen. Die Kosten sind auf ca. 13 
Milliarden Schilling bei 30-monatiger Bau­
zeit veranschlagt. 

Arbeitsplätze sollen durch „Hainburg" gesi­
chert werden. Fünfzehn Firmen des Tief­
bausektors schlucken Dreiviertel der Inve­
stitionssumme. Der Rest fließt in die Kas­
sen der Maschinenausstatter. Bei der Er­
richtung eines der größten Kraftwerke, 
Greifenstein, schwankte die Baustellenbe­
setzung zwischen 800 und 1400 Arbeitern 
und Angestellten. Die Behauptung, mit 
dem Auftragsvolumen seien 6000-7000 
Arbeitsplätze gesichert, ist nirgendwo be­
legt. 

Ein oppositioneller österreichischer Politi­
ker sprach vom Schlagwort der „Arbeits­
platzsicherung" als einem neuen „Wort­
hammer", mit dem man auf mißliebige 
Zeitgenossen beliebig eindreschen könne. 
Die „Betonierer" scheinen des Projektes 
Hainburg derart sicher gewesen zu sein, 
daß sie es gleich unterließen, parallele Plä­
ne für das ebenfalls vorgesehene kleinere 
Kraftwerk am Ausgang der Stadt Wien, zu 
entwickeln. Liegen sie nicht doch vielleicht 
in irgendeiner Schublade? 

Hier hätten - während einer heilsamen 
Nachdenkphase über Hainburg-die „ohne 
Hainburg" angeblich Arbeitslosen Brot 
und Beschäftigung gefunden. 

Der Standort „Röthelstein" 

Dieser Standort flußab Hainburg bringt aus 
der Sicht des Schutzes der Au keine Vortei­
le. Wie beim Standort Hainburg selbst, 
müßte das neue Donaubett auf das Gebiet 
der hochwertigen linksufrigen Weichholz­
Au verlegt werden. Außer einem leichten 
Terraingewinn an Auwald würde auch die­
se Variante die Abtrennung der Au vom 
Strom mit allen ihren Folgen bedingen. 

Hydrogeologische Aspekte 

Fehlt die Schotterfracht, das Geschiebe, 
durch die stromauf bereits gebauten 
Kraftwerke, so tieft sich der Fluß zwangs­
läufig flußab der letzten Staustufe ein. Dies 
jedoch nicht - wie oft dargestellt - linear 
fortlaufend und auf „ewige Zeiten". 

Die behauptete Eintiefung der Donausohle 
zwischen Wien und Hainburg ist nicht nach­
gewiesen. Die Wasserstände zwischen Wien 
und Hainburg sind sogar angestiegen. Er­
klärlich, denn die flußauf Wien, im Tullner 
Feld, ausgeräumten Schotter und Kiese ka­
men und kommen noch heute flußab Wiens 
zur Sedimentation. 
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Vorausgesetzt es käme hinter dem zu er­
richtenden Stauwerk Wien erneut zur Ein­
tiefung, so könnte über Flußsohlenarmie­
rung und/oder Geschiebezugabe wie am 
Oberrhein diese zunächst entstehende 
Übertiefung neutralisiert werden. 

Die hydrologische Situation der Auen hat 
sich keinesfalls, wie seitens der Ministerien 
oft behauptet, verschlechtert. 

Kein Grund also, Hainburg aus diesem 
Grunde und „den Sachzwängen folgend" zu 
befürworten. 

Hainburg damit „verkaufen" zu wollen, die 
,,austrocknende Au" dann besser mit Gieß­
gängen dotieren zu können, ist vom wasser­
baulichen Standpunkt her nicht haltbar. Der 
im Flußwasser mitgeführte Schweb setzt 
selbst feinste! Poren der vorhandenen oder 
künstlichen Bewässerungsläufe zu. Es ist 
das Prinzip der Talsperrenabdichtung mit 
Bentonit etwa, einer extrem feinen Tonmi­
neral-Fraktion. Die Austrocknung der Au 
findet deshalb augenblicklich und bisher ir­
reversibel gerade dort statt, wo man obige 
Methode praktiziert: bei Krems a. d. Do­
nau. 

Was die Au braucht, ist pulsierendes Wasser. 
Abschneiden und Gießen der Au bedeutet 
die Anlage eines „Schrebergartens" und die 
willkürliche Vernichtung eines Biotops 
durch Nichtberücksichtung seiner Exi-
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stenzgrundlagen, eine Fehldiagnose, die 
den „Patienten" bei aller gutgemeinten 
Fürsorge „über den Jordan gehen läßt". 

Warum denn überhaupt ein Kraftwerk? 

„Strom aus dem Strom!" heißt die Devise 
der E-Wirtschaft. Braucht man ihn? Die E­
Wirtschaft meint: ,,Energie kann man nie 
genug haben". Das ist Ansichtssache. Se­
hen wir uns zwei Graphiken zur Strom-Be­
darfsprognose und zum tatsächlichen 
Strom- Verbrauchsentwicklung an. (vgl. 
Abb. 2 und 3) 

Addiert man hierzu die Entwicklung des 
Stromverbrauchs bzgl. der gesamten Elek­
trizitätsversorgung (Abb. 4) so geht - zu­
mindest für den Autor - aus diesen Graphi­
ken (,,Projekt Donaukraftwerk Hainburg," 
S. 11, 14, 15) keine zwingende Notwendig­
keit hervor, dieses Kraftwerk unbedingt zu 
bauen. Der hier in Zukunft erzeugte Strom, 
so war aus dem Handelsministerium zu hö­
ren, werde ins Bandstromnetz fließen, da­
mit man „mit Export-Strom aus anderen 
Quellen flexibler sei." Eine neue öster­
reichische Variante des Exports eines Na­
turdenkmals? 

Man könnte es wie Prof. Antal Festetics, In­
stitut für Wildbiologie und Jagdkunde der 
Universität Göttingen formulieren: ,,Er­
hoffte Stromverkäufe rechtfertigen noch 
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Abb. 2: JAHRE 
Die Energieprognosen des Wirtschaftsforschungsinstituts und die tatsächliche 
Entwicklung des Energieverbrauchs - Wunschträume als „Sachzwang" für die 
Energiepolitik? 
(zusammengestellt nach den Energieverbrauchsprognosen des Wirtschaftsforschungsinstituts und nach Angaben des Öster­
reichischen Statistischen Zentralamts) 
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Die Entwicklung des Stromverbrauchs: die Prognosen der Elektrizitätswirtschaft 
(gestrichelte Linie) und die tatsächliche Entwicklung (ausgezogene Linie) 

Die Prognosen der Verbundsgesellschaft und der Landesgesellschaft. die etwa 85 o/r der gesamten Elektrizitätsversorgung 
bestreiten, wurden auf die gesamte Elektrizitätsversorgung bezogen. Sie sind typisch und dominieren die Elektrizitätswirt­
schaft im hohen Maße. 

keine Absage an internationale Abkom­
men zum Schutze der Au. Mit derselben 
Logik könnte man im ,volkswirtschaftli­
chen Interesse' den Wiener Stephansdom 
zur Citygarage umbauen. Dies brächte 
mehr Parkgeld ein als Spenden in den Op­
ferstock." 

Abb.4: 

Verbrauch in GWh 
( ohne Pumpspeicherung) 

1970 
1971 
1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 

23908 
25364 
27209 
29194 
30243 
30275 
32435 
33377 
34748 
36170 
37472 
37520 
37748 
38314 

Zuwachs­
rate(%) 

7,2 
6,0 
7,2 
7,2 
3,5 
0,1 
7,1 
2,9 
4,1 
4,0 
3,5 
0,1 
0,6 
1,5 

Entwicklung des Stromverbrauchs 
(gesamte Elektrizitätsversorgung) 

Gesamte Elektrizitätsversorgung: umfaßt Aufbringung 
und Verwendung elektrischer Energie bei den Elektri7i­
tätsversorgungsunternehmen, bei den Industrie-Eigenan­
lagen und bei den österreichischen Bundesbahnen (ohne 
Pumpstrom). 

Die internationalen Abkommen 

Seit dem 16. 4. 83 gilt in Österreich das sog. 
,,Ramsar-Übereinkommen" über Feucht­
gebiete, insbesondere als Lebensraum für 
Wasser- und Watvögel. Anläßlich der Hin­
terlegung der Beitrittsurkunde wurden die 
ausdrücklich als Naturschutzgebiet aufge­
führten „Donau-March-Auen" in die „Li­
ste international bedeutender Feuchtgebie­
te" aufgenommen. In zweiter Linie ist am 1. 
9. 83 die „Berner Konvention" in Öster­
reich in Kraft getreten. Sie beinhaltet die 
Erhaltung der europäischen wildlebenden 
Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen 
Lebensräume. 

Bedenken 

Es stehen zur Debatte: 

Verseuchung der Trinkwasser-Ressour­
cen der Stadt Wien in der Lobau, 

Virologische und bakteriologische Ge­
fahren durch den Stau (GU 2/84), 

Beeinträchtigung der Heilquellen von 
Deutsch-Altenburg. 

Es ist müßig, verbalen und schriftlichen Zu­
sicherungen zu glauben, die betonen, daß 
,,nichts geschehe" und daß eine vollbiologi­
sche Kläranlage für Wien gebaut werde. So­
lange nicht im „ungetürkten Versuch" eine 
Umweltverträglichkeitsprüfung erbracht ist 

- wie für den Marchfeldkanal seitens der 
Projektgruppe auf freiwilliger Basis ange­
boten - ist eine Gefährdung aufgrund hy­
drogeologischer (Prof. M. Schuch) und vi­
rologischer (Studie der WHO, 1979) Fak­
ten nach wie vor anzunehmen. Wiedergut­
machungsgelder an die Stadt Wien durch 
die „Donaukraftwerkgesellschaft" bei 
Trinkwasserpannen? 

,,Kilowattstunden kann man nicht trin­
ken!", sollte sich herumgesprochen haben. 

Das niederösterreichische Natur­
schutzgesetz 

Dieses Gesetz läßt eigentlich keinen Zwei­
fel daran, daß die Staustufe eklatant gegen 
die Bestimmungen verstoßen würde. Dort 
heißt es: ,,Die Bewilligung ist zu versagen, 
wenn durch Maßnahmen oder Vorha­
ben ... 

1. das Landschaftsbild 

2. die Landschaft in ihrer Schönheit und 
Eigenart oder 

3. der Erholungswert der Landschaft für 
die Bevölkerung und den Fremdenver­
kehr 

dauernd und maßgeblich beeinträchtigt 
wird und nicht durch Vorschreibung von 
Vorkehrungen die Beeinträchtigung weit­
gehend ausgschlossen werden kann." 

Das Gesetz würde somit einen Donau­
March-Thaya-Nationalpark favorisieren! 
(vgl. Abb. 5, S. 62) 

Dies zu entscheiden liegt aber beim Land 
Niederösterreich, nicht beim Bund, und an 
den letzten drei Zeilen des zitierten Textes 
wird sich das Schicksal der Donau-Auen 
entscheiden. 

Drei „Bezirkshauptleute", Beamte also, 
sollen aufgrund der Befunde vierer Gut­
achter, deren Parteilichkeit nicht ausge­
schlossen werden kann, über das Projekt 
befinden. 

Geht es in die nächsto Instanz, so befindet 
nicht der Niederösterreichische Landtag. Es 
befindet der Landesrat für Naturschutz. 

Dr. Ernest Brezowsky ist ein erklärter Be­
fürworter des Projektes und 58 Jahre alt. 
Spekulationen in Wien führen die Sicher­
heit der Koalitionsparteien in Sachen Hain­
burg auf eine angeblich bereits erfolgte Zu­
sage des SPÖ-Mitglieds an die Genossen 
zurück. Eine Meinungsumfrage der Sozial­
wissenschaftlichen Studiengesellschaft er­
gab Anfang Dezember 83, daß sich 58 Pro­
zent der Wiener Bevölkerung gegen den 
Bau Hainburgs und nur 29 Prozent dafür 
aussprachen. Das gesamtösterreichische 
Ergebnis (44% für den Bau, 38% gegen 
den Bau), ist kaum relevant, denn für einen 
Tiroler ist Hainburg „Balkan". Interessan-
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ter zu werten ist, daß sich Anfang 1983 
noch 91 Prozent ( !) der Bevölkerung für 
den Bau Hainburgs ausgesprochen hatten. 

Einerseits 140.000 Unterschriften gegen 
das Bauwerk und für den Auwald, anderer­
seits eine einzige Unterschrift am Ende ei­
nes Behördenweges? 

Die Niederösterreichische Regierung hätte 
die Möglichkeit, Dr. E. Brezowsky zu bitten 
-nicht das Recht, von ihm zu fordern - eine 
solche Entscheidung nur im Kollegium zu 
treffen. 

Will das die niederösterreichische Regie­
rung unter Dr. Siegfried Ludwig (ÖVP)? 

Würde Dr. Brezowsky akezptieren? 

Ich hoffe, als Nicht-Österreicher diesen Be­
hördengang gründlich mißverstanden zu 
haben. 

Was aus weiteren Gesprächen in Österreich 
resultierte, was sich an Reaktionen auf das 
Vorgehen der österreichischen Regierung in 
Liechtenstein, der Schweiz, in der Bundes­
republik Deutschland und beim Europarat 
in dieser Sache tat, lesen Sie auf den folgen­
den Seiten. 

Abb. 5: 

„Donau-March-Thaya 
Nationalpark" 

Wenn in das Nationalpark-Plan­
ungsgebiet ein Laufkraftwerk dieser 
Größenordnung gestellt wird, dann ist 
die Erfüllung der international defi­
nierten Kriterien für Nationalparks 
(UNO-Liste) nicht mehr gegeben. 
Quellen: Planungsgemeinschaft Ost, Tätigkeitsberichte 
für die Jahre 1981 und 1982. 
Österreichische Gesellschaft für Natur- und Landschafts­
schutz, Seminarbericht „Kriterien für Nationalparks". 

Zunächst die Befürworter des Projekts: 
Gespräch mit Dr. Volker Kier (FPÖ), Büro des Vizekanzlers Dr. N. Steger, 

Ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie, Wien, 27. 02. 84 

Wir sind im letzten Mai in die Regierung 
eingetreten und haben bestimmte „Ist-Zu­
stände" vorgefunden. 

Die Energieversorgung erfolgt in Öster­
reich durch den Energieverbund. Für den 
Energiesektor ist seit der Ölkrise 1973 das 
Ministerium für Handel, Gewerbe und In­
dustrie zuständig. 

Aus dem Energieverbund ausgegliedert 
sind Gesellschaften, die sich ausschließlich 
mit dem Kraftwerkbau beschäftigen, so die 
Tauern-Kraftwerkgesellschaft, die Donau­
kraftwerkgesellschaft (DoKW). 

An der DoKW sind der Bund mit 94 % , die 
Länder Wien, Oberösterreich, Nieder­
österreich und Burgenland zusammen mit 
etwa 6 % beteiligt. 

Flußkraftwerke müssen Vorrang haben vor 
dem Ausbau der Wasser-Speicherkraft­
werke in den Alpen. Letztere können nur 
den Spitzenbedarf abdecken. 

Die heimische Elektrizitätsversorgung baut 
zu etwa 70% auf der Wasserkraft auf. In 
der Gesamtenergieaufbringung (inländi­
sche Erzeugung) macht die Wasserkraft 
etwa 40% aus. · 

Zu Hainburg: Uns war schon nach dem Bau 
des mit Bayern gemeinsamen Kraftwerks 
Jochenstein klar, daß man einen Fluß, des-

sen Ausbau man begonnen hat, nicht ein­
fach an einer beliebigen Stelle liegen lassen 
kann. Etwa nach dem Motto: ,,Jetzt ist 
Greifenstein gebaut, jetzt haben wir die 
Freude verloren, wir sind draufgekommen, 
daß ... " 

Dr. jur. Volker Kier 
(FPO) 
Büro des Vizekanzlers 
Dr. N. Steger, 
Ministerium für 
Handel, Gewerbe 
und Industrie, 
Wien, Osterreich 

Das Ausbleiben des Sedimentschubs ist zu 
berücksichtigen und, daß sich der Fluß hin­
ter der letzten Staustufe eintiefen wird. Ich 
kann die letzte Baustelle nicht verlassen 
und in Untätigkeit verfallen ... 

Wir haben aus der Sicht des Ministers den 
Ausbau der Donau nie bezweifelt, wir wa­
ren immer der Meinung, daß man flußab 
Greifenstein immer noch ein oder zwei 
Standorte für Kraftwerke würde suchen 
müssen . . . Diese Standorte müßten nach 
Ansicht des Ministers so gewählt werden, 
daß der Eingriff verantwortbar ist. Daher 
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wurde frühzeitig eine Listung jener ökolo­
gischen Grundvoraussetzungen vorgenom­
men, die eingehalten sein müssen, damit 
überhaupt ein solcher Bau durchgeführt 
werden kann: 

Sicherung des Grundwassers 

Sicherung der Heilquellen von Bad 
Deutsch-Altenburg 

Minimierung der in Anspruch genom­
menen Auwälder. 

Rein von der Zuständigkeit her gehört nur 
die energetische Sicht in den Bereich des 
Ministers. Die anderen sind politische For­
derungen, da die Sachkompetenz im Be­
reich anderer Ministerien angesiedelt ist. 

Unsere Stellungnahme zum „volkswirt­
schaftlichen Interesse", Vorausbedingung 
für die Erklärung Hainburgs zum „bevor­
zugten Wasserbau" durch Minister Haiden, 
ist an eindeutigen kaufmännischen Ziffern 
aufgehängt. Es sind jedoch darin noch nicht 
alle Kosten enthalten, die durch Auflagen 
entstehen könnten. Ich habe mir vor allem 
die Kosten festlegen lassen, von denen die 
Projektanten ausgehen. Die Gesamtrech­
nung auf der Kostenseite hat Konsequen­
zen auf die Einschätzung der „volkswirt­
schaftlichen Zweckmäßigkeit". Die „ volks­
wirtschaftliche Zweckmäßigkeits-Defini­
tion könnte sich theoretisch selber wieder 
in Frage stellen. 
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Die Rechnung aufbauend auf Zahlen, die 
der Verbundchef Dr. Walter Fremuth ein­
mal genannt haben mag, und die lautet Ex­
port 7 Milliarden KWh, abzüglich des Im­
ports von 3,2 Milliarden KWh macht 3,8 
Milliarden KWh österreichischer Exporte, 
kann man so nicht stehen lassen. Wir sind 
ein Energie-Transit-Land. Was an reinem 
Export derzeit übrig bleiben dürfte, liegt 
bei 50% dessen was Hainburg herstellen 
soll. 

Zu Ihrer Frage: ,,Ist Hainburg unbedingt 
nötig"? Hainburg braucht man insoweit 
nicht, das sage ich Ihnen auch gerne, denn 
es steht noch nicht! Wenn wir es jetzt schon 
gebraucht hätten, wäre die Versorgung be­
reits zusammengebrochen. Hainburg soll 
Bandstrom liefern mit dem Ziel, im Strom-

Gesundheitspolitische Umschau 

export aus anderen Quellen elastischer zu 
werden. 

Zur Energiepolitik: Wir sind bemüht, die 
Wasserkraft auszubauen, um fossile Brenn­
stoffe zu substituieren, Öl und Kohle her­
auszudrängen. Zu welchem Prozentsatz 
kann ich Ihnen im Augenblick nicht sagen. 
Kalorischer Strom wird bei wechselnden 
Wasserständen, von dem die Wasserkraft­
werke abhängen, als Puffer immer vorhan­
den sein müssen. 

Insgesamt soll im Rahmen der Energiever­
sorgung Österreichs die Stromproduktion 
ausgeweitet werden. Dies kommt in dem 
Energiekonzept, ,,Markal-System", das der 
Vizekanzler dem Parlament im November 
1984 vorlegen wird, eindeutig zum Aus­
druck. 

Gespräch mit Dipl. Ing. Günter Haiden, (SPÖ), 
Ministerium für Land- und Forstwirtschaft, Wien, 27. 02. 84 

Die Erklärung zum „bevorzugten Wasser­
bau" ist keine Entscheidung über das Pro­
jekt. Voraussetzung ist das durch den Vize­
kanzler attestierte „volkswirtschaftliche In­
teresse", und das ist bei diesem größten 
Flußkraftwerk Österreichs mit mehr als 
2000 Gigawattstunden gegeben. Die For­
mulierung „bevorzugter Wasserbau" be­
deutet lediglich die Beschleunigung des Be­
hördenweges. 

Es besteht durch den Bau die Möglichkeit 
der Substitution von 500.000 Tonnen Öl, 
das wir importieren und in kalorische Wär­
me umwandeln. Daran erkennen Sie das 
volkswirtschaftliche Interesse, das gleich­
zeitig auch ein Umweltschutzinteresse dar­
stellt. 

Ich muß mit Nachdruck darauf hinweisen, 
daß bei der bisherigen Vorgangsweise we­
der Gesetze verletzt worden sind, und 
schon garnicht internationale Übereinkom­
men. Es ist ein fundamentaler Irrtum, daß 
diese Abkommen die energetische Nutzung 
des Flusses verbieten. 

Das Respektieren einer 5-jährigen Kündi­
gung dieser Übereinkommen wie in Ihrer 
Frage formuliert ist daher garnicht not­
wendig. 

Ich bin seit vielen Jahren Besucher der Au, 
für die sich die Umweltschützer erst seit 
einigen Monaten interessieren. Die Au 
trocknet derzeit aus. Wir haben eine Ver­
änderung der Pflanzengesellschaften. Wir 
haben eine Entwicklung von der „weichen" 
zur „harten" Au. Die Donau tieft sich in 
diesem Flußabschnitt derzeit um 2-3 cm 
ein pro Jahr. Wenn das tschechisch- ungari­
sche Kraftwerk jenseits der Grenze reali­
siert sein wird, reicht der Stau bis zur 
Marchmündung zurück. Auf der verblei­
benden Fließstrecke wird sich die Donau 

Dipl. Ing. Günter Haiden 
Bundesminister für 
Land- und Forstwirt­
schaft, Wien/Osterreich 

beschleunigt eingraben, gleichbedeutend 
einem Sog auf das Grundwasser des March­
feldes und der Austrocknung der derzeiti­
gen Au. 

Das Grundwasser des Marchfeldes werden 
wir durch einen Stichkanal aus Richtung 
des geplanten Marchfeld-Kanals dotieren 
müssen, weil alljährlich dem Marchfeld 
mehr Wasser entnommen wird als die Na­
tur zurückgibt ... 

Die linksufrige geschlossene Aulandschaft 
ist die ökologisch bedeutendere. Die Verle­
gung des Staus stromauf zur Schonung der 
hochwertigen Stopfenreuther Au - ein von 
mir ursprünglich favorisierter Plan - ver­
bietet sich aus hydrogeologischen Aspek­
ten, u. a. aufgrund der potentiellen Gefähr­
dung der Heilquellen von Deutsch-Alten­
burg. 

Zum Zahlenmaterial: Im Bereich des Staus 
liegen als Kerngebiet ca. 8000 der insge­
samt 22.000 Hektar großen Auenland­
schaft flußab Wien. Wir brauchen ca. 500 
Hektar für das Kraftwerk und den Durch­
stich und ca. 170 Hektar gewinnen wir Alt­
arm-Auenlandschaft im Bereich des jetzi­
gen Flußlaufes. Die Schuttdeponien wer­
den außerhalb der Aulandschaft angelegt. 

Das hat der E-Wirtschaft nicht geschmeckt, 
aber Umweltschutz kostet etwas. Es wird 
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kein Kraftwerk in Österreich errichtet wer­
den mit ebenso rigorosen Auflagen wie 
Hainburg. Es ist ökologisch ein sehr wert­
volles Gebiet, jedoch keine Urlandschaft 
wie behauptet. Es ist jetzt schon ein Sekun­
där-Biotop. 

Man vergißt bei der Argumentation auch, 
daß die Dotation des Biotops nach Reali­
sierung der Staustufe besser sein wird, als 
bisher. Die Überschwemmungen werden 
immer weniger, Jungeichenbestände zeigen 
die zunehmende Austrocknung an. Dies 
bereitet uns Sorgen. 

Bezüglich der Regelung der Dotation: ich 
halte es für falsch wenn man die Dotation 
dem Einvernehmen zwischen E-Werk-Be­
treibern und Grundbesitzern überläßt. Man 
hat den Eindruck, daß die E-Wirtschaft um 
jeden Tropfen Wasser weint. 

Extremstandpunkte gehen nicht mehr und 
wenn die E-Wirtschaft früher Vorschlägen 
zur Wahrung der Ökologie zugänglich ge­
wesen wäre, wäre das Problem weniger 
emotionalisiert worden. 

Für das Kraftwerk ist eine Ökologiekom­
mission beteiligter Wissenschaftszweige 
eingesetzt, die begleitende Maßnahmen 
vorschlägt, die Mitinhalt des wasserrechtli­
chen Bescheides werden. Auch nach Fer­
tigstellung des Bauwerks wird sich mein 
Ressort ein Recht vorbehalten, Dotierun­
gen auf Anraten dieser Kommission anord­
nen zu können. Das überlassen wir nicht 
mehr den E-Werksunternehmen ... 

Neben dem Ausschluß der Gefährdung der 
Quellen von Deutsch-Altenburg wird die 
Sicherung der Trinkwasserreserven der 
Lobau zur Versorgung Wiens einer der we­
sentlichen Punkte des Bewilligungsverfah­
rens sein. Für Wien wie für uns stellt sich 
nicht die Frage des Schadenersatzes bei 
evtl. Pannen. Wir brauchen Trinkwasser für 
die Bevölkerung ... 

Der Stau muß zur Verbesserung der Was­
serq uali tä t, nicht zur Verschlechterung füh­
ren. Dazu gehört die Umstellung der Wie­
ner Großkläranlage auf eine vollbiologi­
sche Anlage. Ebenso ist die vollbiologische 
Anlage der Stadt Schwechat bereits geneh­
migt ... 

Zur Frage des biologischen Filters der 
Schotterbänke unter dem Auwald: ohne 
Stau wird sich die Donau eintiefen, und die 
Schotterbänke würden bald nichts mehr zu 
filtern haben. 

Zum Standort Röthelstein zwischen March­
mündung und Grenze: Diese Variante wür­
de einen noch besseren Schutz des March­
feld-Grundwassers bedeuten. Die Kraft­
werksinsel würde keinen Auwald kosten. 
Die Schleusendurchfahrt käme allerdings 
ins Schleusenknie zu liegen. Der Wasser­
verkehr könnte gemäß der Obersten Schiff-
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fahrtsbehörde dennoch gefahrlos stattfin­
den bis auf die Abdrift der stromabfahren­
den Geleitzüge. 

Darüber zu entscheiden, ob „der Kahn dem 
Fluß oder der Fluß dem Kahn angepaßt sein 
soll", fällt nicht in mein Ressort ... Eben-
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sowenig liegt die endgültige Entscheidung 
über den Bau bei mir. 

Wenn der Landtag Niederösterreichs auf­
grund der Naturschutzklausel den Bau ab­
lehnt, hat keine Bundesbehörde das Recht 
diese Entscheidung zu bekämpfen ... 

Gespräch mit Dr. K. Steyrer (SPÖ), Ministerium für Gesundheit und Umwelt, 
Stubenring 1, Wien, 27. 02. 84 

Daß „Hainburg" eine Entscheidung war, 
die einem Umweltschutzminister nicht un­
bedingt große Freude bereitet, dürfen Sie 
mir abnehmen. Ich habe seit ich Minister 
bin, und das ist der 20. Jänner 1981, immer 
wieder für den Schutz dieses Auenwaldes 
plädiert. 

Dr. med. Kurt Steyrer 
(SPO) 
Dermatologe 
Bundesminister 
für Gesundheit 
und Umwelt 

für die Frage des Wasserrechts und im drit­
ten entscheidenden Bereich ist die Nieder­
österreichische Landesbehörde als Natur­
schutzbehörde in der Lage, einen solchen 
Bau zu gestatten oder abzulehnen ... 

Die Erklärung zum „bevorzugten Wasser­
bau" durch Minister Haiden bedeutet ledig­
lich die beschleunigte Einleitung des Ver­
fahrens. Es ist überhaupt noch keine Ent­
scheidung gefallen ... 

Für mich als Gesundheitsminister sind eini­
ge Fragen zu klären: 

die mögliche bakteriologische und viro­
logische Belastung des Staus und der 
Trinkwasserressourcen ... 

die Erhaltung der Quellen von Deutsch­
Altenburg ... 

Zur Umweltverträglichkeitsprüfung von 
Großobjekten gemäß der Erklärung des 
Kanzlers: Eine Regierungserklärung ist 
eine politische Absichtserklärung, kein 
Rechtsdokument. 
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Wir haben kein Gesetz zur Umweltverträg­
lichkeitsprüfung von Großobjekten. Wenn 
ein solches Gesetz kommt, haben wir erst 
dann die Möglichkeit, Kompetenzen zu 
beanspruchen. Eine generelle Einführung 
eines solchen Verfahrens in den übrigen 
Industriestaaten würde unsere Position 
gegenüber der Industrie stärken ... 

Bezüglich der ersten Fragestellung, der der 
Bakteriologie und Virologie ist durch Mini­
ster Haiden in Abstimmung mit mir ein 
Gutachten in Auftrag gegeben. 

Bezüglich der Erhaltung der Quellen 
Deutsch-Altenburgs muß ein mittlerer 
Wasserstand über einen Stichkanal garan­
tiert sein. 

Zur Frage der internationalen Verträge: 
Für die Einhaltung des Ramsar-Abkom­
mens bin ich als Minister verantwortlich. Es 
verpflichtet zum Schutz der Donau-March­
Auen, allerdings unter Auflage eines 
„Gummi-Paragraphen", der bei der Frage 
von Bauten dieser Art „nationales Interes­
se" gelten läßt. Ausgleichsgebiete müßten 
ausgewiesen werden. Der Hochwasser­
damm müßte nach Norden verlegt werden, 
ein Stichkanal müßte das Donau-March­
Dreieck bewässern . . . Ausgewiesen sind 
hierfür 677 Hektar. Dies ist überhaupt die 
Voraussetzung, unter der bei Respektie­
rung des Vertrages das Bauwerk errichtet 
werden könnte, zudem unter der Voraus­
setzung, daß das Projekt durch die Nieder­
österreichische Landesregierung genehmigt 
wird ... 

Alle Umweltschützer, alle Umweltorgani­
sationen, auch Umweltschützer internatio­
nalen Ranges haben in Anfangsgesprächen 
bei mir immer wieder die Meinung vertre­
ten, daß sie nichts gegen einen Kraftwerks­
bau im Bereiche von Hainburg hätten. Sie 
plädierten alle für eine möglichst die Au 
schonende Variante. Dadurch wurde es 
nach Bildung der Koalition möglich, daß 
der Wasserbau Hainburg in die Regie­
rungserklärung aufgenommen wurde. Da­
mals noch von mir im guten Glauben, im 
Einvernehmen mit den Umweltschützern 
zu handeln. 

Gespräch mit Walter Heinzinger, Generalsekretär des österreichischen 

Die Umweltschützer haben ihre Meinung 
geändert, nicht ich. Nun haben die Umwelt­
schützer nach Bekanntwerden der Varian­
ten des Bauwerks und das ist durchaus le­
gitim - erklärt, es sei keine einzige für sie 
akzeptabel, da in jedem Fall zuviel Auwald 
unwiderbringlich zerstört werde. 

Meine Meinung, die ich nie geändert habe, 
ist nun bei den Umweltschützern fraglich 
geworden, die mir vorwerfen, daß ich die 
Schwenkung nicht mitgemacht habe. 

Zu Ihrer weiteren Frage. Ich habe keine 
eigentliche Kompetenz in diesem Bereich. 
Der Umweltschutz ist in Österreich eine 
„Adnexmaterie" und Kompetenzen sind in 
einigen Ministerien angesiedelt. 

Primär zuständig ist der Handelsminister als 
Energiefachmann und als Beauftragter des 
Bundes, als Eigentumsvertreter für den 
Kraftwerkbau. Sekundär Minister Haiden 

Arbeiter- und Angestelltenbundes, Umweltsprecher der ÖVP 

Die Opposition hat als Bundesparteileitung 
einen sehr bemerkenswerten Entschluß zu 
Hainburg gefaßt: 

- die strenge Einhaltung rechtsstaatlicher 
Verfahren, 

- die Einhaltung des spezifischen Au-Bio­
tops, 

- die Sicherung der Heilquellen von 
Deutsch-Altenburg, 

- die Sicherung der Trinkwasserreserven 
für die Stadt Wien. 

Die jetztige Fassung des niederösterreichi­
schen Naturschutzgesetzes erlaubt unserer 
Meinung nach den Bau nicht. Das spezifi­
sche Biotop kann bei einem Bau der Stau­
stufe nicht erhalten werden. Ausschließlich 
Techniker halten dies für möglich, sind uns 
aber den Beweis funktionierender Modell­
fälle schuldig geblieben. Sämtliche Versu­
che an Donau und Rhein mit vergleichba­
ren Biotopen sind schiefgelaufen. 

Risiken für die Trinkwasserversorgung der 
Millionenstadt Wien und die Quellen von 

Walter Heinzinger 
Generalsekretär 
des österreichischen 
Arbeiter- und 
Angestelltenbundes 
Umweltsprecher 
derOVP, 
Wien/Osterreich 

Deutsch-Altenburg können von den Projek­
tanten nicht ausgeschlossen werden. 

Zum gegenwärtigen Moment scheint der 
Bau unwahrscheinlich. 

Zum „volkswirtschaftlichen Interesse": 
Wir haben heute eine ganz neue Dimension 
des volkswirtschaftlichen Denkens. Natur 
ist ein „Produktionsfaktor", wird immer 
kostbarer. Au-Gebiet dieser Einmaligkeit 
heißt Genreserve, Erholungslandschaft nicht 
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nurfarÖsterreichsondemEuropa,heißtKul­
turgeschichte, heißt letzte große Stromland­
schaft Europas. Wir wissen, wenn wir Werte 
von morgen anschauen, welche Stellung 
die ursprüngliche Landschaft einmal haben 
wird. Ob sie nicht einmal besucht werden 
wird wie andere Kulturdenkmäler heute? 

Das alles ist „volkswirtschaftliches", ist 
wahrhaft nationales Interesse! 

Zu den Gutachten, die die niederösterrei­
chischen Bezirkshauptleute beraten sollen: 
Mir macht Sorgen, daß bei aller W ertschät­
zung ehemaliger Verdienste, der Lorenz­
Schüler Prof Otto König von der Idee aus­
gegangen ist, daß dem Ansturm von „Tech­
nik x Energie x Bauwirtschaft x politischer 
Lobby" nicht standgehalten werden könne. 
Ich bin ihm für seinen „Reste-Rettungsver­
such" nicht so böse wie andere, glaube je­
doch, daß er eine fachliche Fehleinschät­
zung vorgenommen hat. Er wäre - ohne 
diese - eine sehr wertvolle Stütze im 
Kampf um die Erhaltung der Au gewesen. 

Ohne Bezug zu Prof Könignun sind wir alle 
sehr betroffen -und dies ist nicht nur in die­
ser Frage so- daß heute die Wissenschaft­
ler in ihrer Verpflichtung zur Wahrhaftig­
keit und zur Wahrheitssuche eine hohe mo­
ralische Verfallsquote ausweisen, so daß 
man sich für beinahe jeden Fall das geeigne­
te Gutachten besorgen kann. Was m\lll 
nicht genug herausstellen kann: es gibt kei­
ne Gutachten über Wertefragen! 

DIE 

Warner 
Der „Gutachterkrieg" ist eine Fluchtreak­
tion der verantwortlichen Politiker, indem 
sie zwar die Gutachter beschimpfen, sich 
aber gleichzeitig frohen Herzens der Gut­
achter bedienen, um aus der Entscheidung 
zu flüchten. 

Dazwischen gibt es natürlich eine Reihe 
ganz hervorragender Wissenschaftler, de­
nen es selbst sehr übel über den Zustand 
ihrer Zunft ist. 

Zur „energiepolitischen Notwendigkeit": 
Wir nutzen zur Energiegewinnung zu we­
nig Biomasse. Wir haben kalorische Kraft­
werke, wie den „Donaudurchlauferhitzer", 
bei denen wir die Abwärme nicht nutzen. 
Wir gehen geradezu verschwenderisch mit 
der Energie um. Wir haben die internatio­
nale Einsparungsquote noch lange nicht er­
reicht. Wir bekommen immer neue ener­
giesparende Technologien. 
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Wenn eine Diskussion um ein solches 
Kraftwerk auf ehrlicher Basis stattfinden 
soli dann nur auf der Basis eines ausgereif­
ten Energieplanes mit allen Szenarien. 

Erst vor einer nationalen existentiellen Ge­
fährdung daif die Frage ,,Au oder Elektrizi­
tät" gestellt werden. Die Au heute verbauen zu 
wollen, ist ein barbarischer Akt. 

Dürfen wir einen der letzten Schätze der 
Natur ohne jede Not „günstig verkaufen"? 
Wenn wir solcher Art gewonnenen Strom 
im Export verkaufen, verkaufen wir einma­
lige Natur. Die Republik geht ja auch nicht 
hin und verkauft die Kronjuwelen! 

Die Staustufe am Ausgang der Stadt Wien 
ist auf jeden Fall zeitlich vorzuziehen. 

Zur anstehenden Entscheidung der drei 
niederösterreichischen Bezirkshauptleute: 
Ich finde- obwohl es der Behördenweg ist, 
daß man diese Leute mit einer solch 
schwerwiegenden Entscheidung nicht be­
lasten darf. Andererseits ist die österreichi­
sche Beamtenschaft in einzelnen Fällen dafür 
berühmt, daß sie sich selbst intensivstem poli­
tischem Druck nicht gebeugt hat. Eine Chan­
ce zur Erhaltung der Au ist also auch hier 
noch ,drin'. 

Es bleibt aber festzuhalten: 

- Die Regierung hat beschlossen, sie wolle 
Hainburg bauen ... 

- die Regierung ist Eigentümer der Donau­
kraftwerksgesellschaft ... 

- die Regierung hat durch ihren Handels­
minister das angebliche „Volkswirt­
schaftliche Interesse"bestätigen lassen ... 

- die Regierung hat durch Minister Haiden 

Nobelpreisträger 
Prof. Dr. Konrad Lorenz: 

„Auf Ihre Fragen hin möchte ich einiges 
dem Sinne nach wiederholen, was ich ei­
nem Ihrer Kollegen kürzlich sagte. Mög­
lichst viele Menschen sollten es hören und 
lesen: , Wissen wir überhaupt, was wir 
verlieren?' 

Die Donauauen sind eine Landschaft 
voller Wunder, vergleichbar den tropi­
schen Urwäldern, ein „ Dschungel" unse­
rer Breiten. Meine engste Heimat, die 
Greifensteiner Au, hat man vor meinen 
Augen großtechnisch verwüstet. An ihr 
hänge ich mehr als an meinem Vaterhaus 
und an meinem Garten. 

Keine der Beteuerungen, mit denen man 
mich damals zum Stillhalten brachte, hat 
gestimmt. Nicht die vom „ W eiterwach­
senden Energiebedarf', nicht die der 
,, umweltschonenden Kraftwerkplanung". 

Ebensowenig wahr ist, daß wir das Hain­
burger Kraftwerk für den Rhein-Main-
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den „bevorzugten Wasserbau" erklären 
lassen. 

Die Regierung kann die Verantwortung 
nicht auf diese Beamte abwälzen. Entschei­
den diese für den Bau, so verbleibt die 
Schuld hierfür bei der derzeitigen Regie­
rung! 

Zum Schlagwort ,,Arbeitsplatzsicherung": 
Dies ist ein neuer „W orthammer", mit dem 
man hemmungslos auf mißliebige Leute 
eindrischt. 

Wenn wir mit dieser Schizophrenie fort­
fahren, erklären demnächst bei einer Aus­
schreibung vierzehn von fünfzehn Firmen, 
sie müßten Leute entlassen. Denn nur eine 
kann den Zuschlag erhalten. 

Wenn die Sorge um die Arbeitsplätze nur 
halb so groß gewesen wäre, wie die Herren 
vorgeben, dann hätte die DoKW in den 
letzten Jahren die „Kraftwerkspläne Wien" 
so ausarbeiten müssen, daß jetzt ein zeitli­
ches Vorziehen dieses Planes möglich wä­
re. Der Druck mit den Arbeitsplätzen ist 
der Versuch einer öffentlichen Pression und 
unstatthaft. 

Der Informationsstand bzgl. der ökologi­
schen Fragen um Hainburg ist in meiner 
Fraktion - wie überall - unzureichend. 
Der „Informations"-Vorsprung, den die 
Betreiber, die Industrie ganz allgemein 
haben, ist groß. 

Es ist eine große Aufgabe für all die Natur­
und Umweltinteressierten mitzuhelfen, 
diese Informationslücken - auch in der 
Öffentlichlrnit- mit Sachinformationen zu 
füllen. 

Donau-Kanal brauchen. Die Donau ist 
unterhalb Wiens so gut wie ganzjährig für 
Europakähne mit 2,5 m Abladetiefe 
schiffbar. Wir werden aber die Wachau 
keinem Stauwerk opfern, nur um Schiffe 
dieses Tiefgangs 300 statt wie bisher 200 
Tage pro Jahr durchzulassen. Ich wieder­
hole die oft gestellte Frage:, Warum sol­
len wir die ganze Flußlandschaft einem 
geplanten Kahn anpassen und nicht den 
Kahn dem Fluß?' 

Es ist übrigens nicht wahr, daß von unse­
rer Regierung regiert wird. Unser Um-
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welt- und Gesundheitsminister Steyrer 
weiß wahrscheinlich alles, was ich weiß 
und will alles, was ich will, aber er kann 
nicht. Der Politiker kann uns nicht hel­
fen, wenn er glaubt, daß die Wähler nicht 
mitspielen. Wir müssen unsere Ideen so 
populär machen, daß jeder sie versteht -
das Publikum ist übrigens viel weniger 
blöd, als die Medien glauben . .. 

Ich versichere Sie, ich kenne unseren 
Bundesminister Steyrer gut genug, um zu 
wissen, daß er alles täte, was wir wollen, 
vorausgesetzt er könnte. 

Wenn er allerdings in hilfloser Verzweif­
lung zwischen Baulobby auf der einen 
und renitenten Bürgerinitiativen auf der 
anderen Seite sagt: ,,Man kann doch nicht 
gegen alles sein - zuerst gegen Atomkraft, 
dann gegen schmutzige Kohle und jetzt 
auch noch gegen „saubere" Wasser-

kraft . . . ", so darf ich ihn nur daran 
erinnern, daß wir als Ökologen nur das 
tun, was er aus ärztlicher Ethik längst tut: 
Er ist führendes Mitglied des Abstinen­
tenbundes, er ist also gegen das Saufen, 
dann druckt er Plakate gegen das Rau­
chen und jetzt ist er auch noch gegen die 
„leichten Drogen". Man kann doch nicht 
gegen alles sein ... ? 

Man kann! Man muß sogar manchmal, 
wenn man den Eid des Hippokrates ge­
schworen hat wie er und ich- ,,primum nil 
nocere" - vor allen Dingen nicht schaden! 

Und schädlich ist jedes Wachstum des 
Energieumsatzes auf diesem endlichen, 
verletzlichen Ökosystem Erde, dessen 
einzige legitime Energieeinnahme die 
Sonnenenergie ist - und die wir nutzen 
lernen müssen ohne den letzten Auwald 
zu vernichten ... " 

Universitätsdozent Dr. Bernt Lötsch, österreichische Akademie der 
Wissenschaften, Inst. f. Umweltwissenschaften und Naturschutz, Wien 

Großprojekte eines Typs, der 1950 noch 
Fortschritt war, würden 1984 zum Ver­
brechen. Nicht die Naturschützer - die 
Natur ist nicht mehr kompromißfähig. 

Die bisherigen Vorgänge rund um das 
Projekt Hainburg erschüttern das Ver­
trauen in den Rechtsstaat. 

1. Die Absicht der Regierung steht in 
klarem Widerspruch zum geltenden N.ö. 
Naturschutzgesetz, welches irreparable 
Schädigungen des Landschaftshaushal­
tes (Grundwasserführung, Pflanzenkleid 
und Tierleben) sowie Veränderungen des 
Landschaftsbildes in diesem Gebiet strikt 
und ausnahmslos verbietet. 

2. Die Absichtserklärung der Regierung 
setzt sich über zwei internationale über­
einkommen zum Schutze der Feuchtge­
biete und bedrohter Arten hinweg- ohne 
das erforderliche „dringende nationale 
Interesse" nachweisen zu können (was so 
viel hieße wie „Osterreich ist ohne dieses 
Kraftwerk existenzgefährdet" - was es 
natürlich nicht ist.) 

3. Ebenso erfolgte die Erklärung des 
Kraftwerksprojektes zum „bevorzugten 
Wasserbau" fahrlässig, weil die touri­
stischen Chancen des Alternativkonzep­
tes:_ eines „Donau March Thaya Auen­
nationalparks" nicht in die 
volkswirtschaftliche Prüfung einbezagen 
wurden . . . ebensowenig wie die ökolo­
gischen Folgeschäden der Auenzerstö­
rung und die ungelösten Hygieneproble­
me im geplanten Stauraum. Außerdem 
steht das Projekt nicht unter Zeitdruck, 
erfordert daher kein Beschleunigungs­
verfahren. Im Gegenteil: Jede Verzöge-

Dr. Bernt Lötsch 
Universitätsdozent 
Osterreichische 
Akademie der 
Wissenschaften, 
Institut für Umwelt­
wissenschaften und 
Naturschutz, Wien 

rung hilft bei der Klärung der vielen offe­
nen Fragen. 

4. Der häufige Hinweis auf die angebli­
che Substitution von 01 durch das Stau­
werk ist irreführend. Die Regierung 
scheint sich nur dann um Brennstoffver­
schwendung zu sorgen, wenn sie damit 
eine neue Naturzerstörung rechtfertigen 
möchte. 

So gestattet sie den Bau eines ebenso 
überflüssigen kalorischen Großkraftwer­
kes ohne Abwärmenutzung, bei dem 
jährlich eine Wärmemenge von 600 000 t 
Steinkohle sinnlos durch die Donau ge­
kühlt werden soll - ein „Durchlauferhit­
zer für die Donau". Das vernichtete 
Energieäquivalent entspricht der Menge, 
welche das Stauwerk Hainburg liefern 
soll. 

Im übrigen gehen nur 6% des österr. Mi­
neralölverbrauches in Kraftwerke, die 
kalorische Stromerzeugung macht nur 
rund I /4 der österr. Elektrizitätsaufbrin­
gung aus (3/4 fließen aus vorhandener 
Wasserkraft), außerdem verbrauchen wir 
heute um 10% weniger fossile Energie 
für die Stromerzeugung als 1978. 

Die E- Wirtschaft ist in Osterreich dem­
nach weder eine Schlüsselbranche für den 
sauren Regen noch zur Einsparung grö­
ßerer Fossilenergiemengen - die Spar­
möglichkeiten liegen bei Industrie, Haus­
brand und Verkehr und würden dort 
40% der Rohenergie betragen! Außer­
dem sollte die E- Wirtschaft zuerst ihre 
kalorischen Kraftwerke (und Brennstof­
fe) entschwefeln und die Abwärmenut­
zung vorantreiben. Durch die Zerstörung 
von 500-800 ha gesunden Auwaldes 
beim Kraftwerksbau (und weiterer durch 
Abschneiden vom Fluß) wird kein einzi­
ger sterbender Fichten- oder Buchenforst 
gerettet. 

5. Am bedenklichsten stimmt der fatale 
Selbstbetrug, dem einige Spitzenpolitiker 
derzeit erliegen. in dem verzweifelten Be­
streben, dem Drängen bauwütiger Ge­
werkschaften und Großfirmen nachzuge­
ben, reden sie sich und den Bürgern ein, 
die Au selbst benötige das Großkraftwerk 
zum überleben - andernfalls werde sie 
ohnehin im Laufe des nächsten halben 
Jahrhunderts austrocknen - da sich das 
Donaubett seit I 870 um Im eingegraben 
habe. Keiner der 25 unabhängigen Na­
turschutzsachverständigen des Landes 
N. ö. teilt diese Ansicht. Die erwähnte 
Wasserspiegelabsenkung gibt es nur beim 
winterlichen Niederwasser der Donau -
wenn die Au mit Schnee und Eis in Kälte­
starre ruht- die Mittel- und Hochwasser­
stände im Sommerhalbjahr, von denen 
die Vegetation lebt, sind so hoch wie frü­
her - was durch den guten Zustand der 
betroffenen Auen bei Hainburg bestätigt 
wird. Außerdem - selbst wenn man im 
Lauf der nächsten Jahrzehnte zur Ansicht 
käme, die Wasserverhältnisse des Auwal­
des sichern zu müssen, wäre der Brutal­
akt des Großkraftwerksbaues der falsche 
Weg: 

Das Lebenselexier der Auen sind Über­
schwemmungen - vor allem die direkte 
Verbindung mit dem Fluß. Die starken 
Spiegelschwankungen sind die großen 
Atemzüge dieser Landschaft, der pulsie­
rende Wechsel zwischen Staunässe und 
Durchliiftung des Wurzelraumes. 

Gerade diese ökologischen Bedingungen 
zerstört das Kraftwerk - nicht nur durch 
direkte Vernichtung von 600-800 ha für 
Maschinenhaus und Stauwanne, sondern 
auch in der angrenzenden Au: Kilome­
terlange häßliche Uferdämme säumen 
das neue, künstlich abgedichtete Donau­
bett und schneiden die Auen vom le­
bensspendenden Flußregime ab. Im Be­
reich vergleichbarer Donaukraftwerke 
etwa in den Kremser Auen, haben sich die 
Grundwasserverhältnisse deutlich ver­
schlechtert- dort vertrocknet die Au, und 
zwar nicht nach 50 Jahren sondern jetzt. 

11 
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Und die Dynamik echter Überschwem­
mungen, denen der Auwald sein wech­
selndes Antlitz verdankt, ist durch ein 
paar Wassergaben aus Dotierbauwerken 
nicht ersetzbar. 

Hingegen wäre (- sollte das einst nötig 
sein-) eine Reihe kulturtechnischer Maß­
nahmen zur Sicherung des Auwaldcha­
rakters denkbar - von technischer Fluß­
sohlestabilisierung bis zu Bewässerungs-

kanälen von weiter oben. Wer soll's be­
zahlen, hört man dann. Nun - wenn das 
Kraftwerk Hainburg nicht gebaut wird, 
erspart sich der Bund rund 4 Milliarden 
Schilling, die er der Kraftwerksgesell­
schaft für die teuren Schiffahrtsschleu­
senanlagen aus Steuermitteln zugeschos­
sen hätte. Um einen Bruchteil dieser 
Summe wären spätere Begleitmaßnah­
men für den „ Donau-March-Thaya-Au­
en-Nationalpark" möglich. 

Gespräch mit Dr. E. Rasinger, Umweltschutzreferent 
der österreichischen Ärztekammer 

Anläßlich einer Sitzung der Umwelt­
schutzreferenten aller österreichischer 
Ärztekammern an Ort und Stelle wurde 
bedauert, daß durch den Bau eines 
Kraftwerkes die schönste geschlossene 
Aulandschaft Mitteleuropas vernichtet 
werden würde. Bestrebungen, einen 
vom World Wildlife Fund geplanten Na­
tionalpark Donau-March-Auen zu er­
richten, würden dadurch illusorisch. Au­
ßerdem forderten die Umweltschutz­
referenten eine Klärung der möglichen 
Grundwassergefährdung des Marchfel­
des und der Lobau. Sie forderten eine 
eindeutige Klarstellung durch u n ab­
hängige Fachexperten, daß keinerlei 
Bedrohung für die Trinkwasserentnah­
me in der Lobau gegeben ist. Aus der 
Lobau wird ein Teil der Wiener Wasser­
versorgung gespeist. Dies ist insofern 
noch bedenklicher, da die dritte Wiener 
Wasserleitung im Bereich der Mittern­
dorfer Senke aus Verschmutzungsgrün­
den gesperrt werden mußte. Der Hygie­
niker Prof. Glawogger ( Graz) forderte in 
diesem Zusammenhang eine zusätzliche 
bakteriologische Untersuchung aller 
Brunnen im Marchfeld und in der Lob­
au. Außerdem warnten die Umwelt­
schutzreferenten vor möglichen Auswir­
kungen des Kraftwerkes auf die Heil­
quellen des bekannten Kurortes Bad 
Deutsch Altenburg. Je nach Standort des 
Kraftwerkes ist eine Gefährdung durch 
Versiegen oder Verschmutzen der 
Schwefelquellen nicht ausgeschlossen. 
Dies könnte, so warnte Vizepräsident 
Obermedizinalrat Dr. Herbert Christ, 
der Leiter des Umweltschutzreferates der 
Österreichischen Ärztekammer, das En­
de der Schwefelquellen für den Kurort 
Bad Deutsch Altenburg sein. 

Von GU nach seiner persönlichen Ein­
schätzung der gegenwärtigen Vorgänge 
um den umstrittenen Kraftwerkbau be­
fragt, wiederholte Dr. Rasinger seine 
Ende Februar 1984 in der „Österreichi­
schen Ärztezeitung" gemachten Aussa­
gen: 

Dr. Erwin Rasinger 
Umweltschutzreferent 
der Osterreichischen 
Ärztekammer 

„In einer gemeinsamen Pressekonferenz 
forderten kürzlich die Gewerkschaft, die 
Arbeiterkammer, die Bundeskammer 
und die lndustriellenvereinigung eine un­
verzügliche Entscheidung und keine wei­
tere Verzögerung des Baubeginns. Beiei­
nem Baugipfel mit der Regierung forder­
ten die Bauwirtschaft und die Gewerk­
schaft, daß man die umstrittenen Projekte 
durchziehen sollte. 

Es ist somit ganz klar geworden, daß die 
Entscheidung um Hainburg eine rein po­
litische geworden ist und nicht mehr ein 
Grundsatzkonflikt Ökologie - Ökono­
mie." 

Dies sei bedauerlich, meinte Rasinger ab­
schließend. 

Gespräch mit Dr. F. Pesaro, 
„Bürgerinitiative zur Rettung 
der Auen" 

Kein Techniker kann heute mehr in eine in­
takte, unbelastete Umwelt hinein seine Pläne 
verwirklichen. Es ist nicht ihm anzulasten, 
daß er heute, insbesondere in Europa, auf" 
eine multifaktoriell geschädigte Landschaft 
stößt und durch die Realisierung seiner Pro­
jekte latente oder bisher kompensierte Män­
gel manifest und akut macht, somit unter 
Umständen einen irreversiblen Zustand 
schafft, der die Lebensgrundlagen weiter 
Bevölkerungskreise in Frage stellt oder die 
Volksgesundheit bedroht. 

Besonders schwerwiegend sind Kollisionen 
mit Trinkwasserversorgung, Abwasserent-

sorgung und Grundwasserreserven. Die ge­
plante Staustufe Hainburg kollidiert nicht 
nur gleich mit diesen drei Bereichen; die Be­
drohung der seit der Antike bekannten Heil­
quellen Deutsch-Altenburgs, und der Hoch­
wasserschutz gesellen sich noch dazu. Die 
Abklärung auf allen Gebieten muß als unge­
nügend, mangelhaft oder total fehlend be­
zeichnet werden. 

Die Deutsche Gesellschaft für Hygiene und 
Mikrobiologie hat eine Denkschrift verfaßt, 
in der es heißt, daß auf dem Gebiet des Um­
weltschutzes eine enge Zusammenarbeit ver­
schiedener Fachdisziplinen erforderlich ist, 
und daß zur Lösung ihrer Fragestellung die 
Mitwirkung von Medizinern, Veterinären 
und Naturwissenschaftlern nötig ist. Ebenso 
fordert die WHO einen „ Umweltarzt", der 
rechtzeitig die Gefahren, die sich aus Um­
weltveränderungen ergeben, erkennen soll. 

Allerdings, welcher Wissenschaftler kann im 
konkreten Fall „Hainburg" Prognosen stel­
len? 

Es fehlen grundsätzliche Untersuchungen. 
Wer kann, von Stichproben ausgehend, eine 
fundierte Aussage machen? Alle bisher 
durchgeführten Untersuchungen (Donau­
befahrung mit in toto 30 Proben, 1 x pro 
Jahr, davon unterhalb von Wien 6 Proben, 2 
x pro Jahr) sind nur als Orientierungswerte 
einzustufen. Zur Berücksichtigung dieser Si­
tuation müßte man methodisch anders vor­
gehen. Wenn die Kläranlage einer Millio­
nenstadt in die Stauwurzel eines Kraftwerks 
münden soll, dieser Stausee als Naherho­
lungsgebiet für die Wiener und zukünftiges 
Wassersportgebiet angepriesen wird, stehen 
wohl hygienische Überlegungen im V order­
grund. Diese beschränken sich aber nicht 
auf die Kläranlage Wien, die in der 
Schlammverwertung ernste Probleme hat. 

Dr. med. 
Friederike Pesaro 
Mitarbeiterin des WWF 
und der „Bürgerinitiative 
zur Rettung der Auen"; 
Schwerpunkt Umwelt­
hygiene -

Sie müssen die Einleitungen im gesamten 
Staugebiet erfassen. Dem Risiko des „Kip­
pens" einer Kläranlage muß ferner Rech­
nung getragen werden. Dies ist nicht dem In­
genieur, sondern dem jeweiligen „chemi­
schen Sünder" anzulasten. Die Erholungs­
phase der Biologie einer Kläranlage kann ei­
ne unverantwortlich lange Zeit in Anspruch 
nehmen. 
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Zu betonen ist: die medizinische Forschung 
ist nicht auf dem Niveau der Fünfzigeriahre 
stehen geblieben, sondern hat sich rapide 
weiterentwickelt und tut dies noch immer. 
Besonders die Virologie ist ein Gebiet im 
Fluß. Dem entgegen stehen die aus eben die­
sem Zeitraum datierenden Pläne des Ge­
samtausbaus der Donau. Auch im Interesse 
der DoKW läge es, aber vor allem am Ver­
antwortungsbewußtsein einer Regierung, 
zuerst zu denken und dann zu handeln. 
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Es ist keine Schande, unrichtige oder voreili­
ge Entscheide gefällt zu haben, dies ist ent­
schuldbar. Unverständlich und unent­
schuldbar ist hingegen das Festhalten daran, 
wenn sich im Nachhinein schwere Bedenken 
ergeben. 

Bevor nicht hygienische Unbedenklichkeits­
erklärungen von neutralen Gutachtern und 
von allen Seiten vorliegen, ist mit einer Inan­
griffnahme der Bautätigkeit zuzuwarten. 

Statement des WORLD WILDLIFE FUND (WWF), Österreich 

Wir votieren gegen den Bau. 

1. Weil das Kraftwerk zumindest derzeit 
als Energielieferant nicht gebraucht 
wird. 

Das ist eine Aussage der E- Wirtschaft 
und braucht daher nicht weiter kom­
mentiert zu werden. 

2. Weil der WWF/International zusam­
men mit der JUCN ein Dreiländerpro­
jekt „Schutz der letzten Auwälder" in 
der Schweiz, in Deutschland und in 
Österreich ins Leben gerufen hat. 

Einmal mehr hat sich dabei herausge­
stellt, daß Österreich den Entwicklun­
gen seiner westlichen Nachbarstaaten 
hinterherhinkt: 

Österreich hat noch Naturlandschaf­
ten von höchster internationaler Be­
deutung, unternimmt aber offensicht­
lich alle Anstrengungen, die Fehler im 
Sinne von Zerstörung nachzuholen. 

Dieser „Nachholbedarf' kollidiert je­
doch mit zwei Faktoren: 

Erstens ist das Umweltbewußtsein ge­
radezu explosionsartig gestiegen. 

Zweitens gehört das betroffene Auen­
gebiet zwischen Wien und Hainburg 
zu den wenigen relativ intakten Land­
schaftsjuwelen Europas. 

3. Weil Kraftwerk und Au einander aus­
schließen: 
Die Erfahrungen am Rhein beweisen 
eindeutig, daß trotz Ausschöpfung 
aller technischen Möglichkeiten die 

Dipl. Ing. W. Walter 
Geschäftsführer des 
Welt Natur Fonds, 
Osterreich 

Überschwemmungsdynamik und die 
Dynamik des Grundwasserpegels 
nicht ersetzt werden kann. 

Die Folge ist eine fortschreitende Ar­
tenverarmung. Daß Artenschwund zu 
den gravierendsten weltweiten Pro­
blemen gehört, kann mittlerweile als 
bekannt vorausgesetzt werden. 

4. Weil hygienische Bedenken immer 
größer werden: 

Dieser Aspekt wurde von den 
Kraftwerksplanern völlig unbeachtet 
gelassen. Die Untersuchungen der 
von den Naturschutzverbänden ( !) zu 
dem Hygieneproblem eingeschalteten 
Experten haben ergeben, daß jede 
Verniedlichung dieser Problematik 
weite Bevölkerungskreise direkt in ge­
sundheitliche Gefahr bringen könnte. 
Es sind große Trinkwasserbrunnen 
der Stadt Wien und die berühmten 
Heilquellen von Deutsch Altenburg 
betroffen. 

Dipl. Ing. W. Walter 
Geschäftsführer 

Reaktionen in Liechtenstein, der Schweiz und in Deutschland 
Deutsche Vereinigungen sind keinesfalls die 
einzigen in Europa, die - resultierend aus dem 
RAMSAR-ABKOMMEN und der BER­
NER KONVENTION - gegen die Vernich­
tung der Donau-Aulandschaft protestieren. 

Bereits am 16.12.1983 wandte sich die „Liech­
tensteinische Gesellschaft für Umweltschutz" an 

den Honorarkonsul der Republik Österreich in 
Schaan: 

,,Sehr geehrter Herr Konsul, 

Natur- und Umweltkreise in ganz Europa sind 
besorgt über die Bedrohung der Auen zwi­
schen WienundHainburg .. . Die Donau-Auen 
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sind ein von allen internationalen Organisatio­
nen anerkanntes Ökosystem von europäischer 
Bedeutung. Wir bitten Sie deshalb eindringlich, 
dem HermBundeskanzlerunseren Wunsch zu 
übermitteln, dieses europäische Natur- und 
auch Kulturerbe ersten Ranges in seinem heuti­
gen Erscheinungsbild zu erhalten und alles in 
seiner Macht stehende zu tun, um die geplante 
Kraftwerksstufe zu verhindern und die 
Donaulandschaft unter dauerhaften Schutz zu 
stellen." 

gez. Dr. F Beck, Präsident 
J. Biedermann, Vizepräsident 

Eine ähnliche Petition richtete am 20.12.1983 
die Schweizerische Stiftung für Landschafts­
schutz und Landschaftspjlege(SL), unterzeich­
net durch ihren Ehrenpräsidenten, Prof Dr. F 
T. Wahlen, und den Geschäftsleiter, Dipl. Ing. 
H. Weiss, an den österreichischen Bundeskanz­
ler. 

Bereits schärfer reagierte Roland Wiederkehr, 
der Geschäftsführer der Stiftung „ World Wild­
life Fund Schweiz''far die natürliche Umwelt am 
23. 12. 1983, nachdem Minister Haiden den 
,,bevorzugten Wasserbau" erklärt hatte: 

,,Hochgeehrter Herr Bundeskanzler, 

Wir sind bestürzt über den Entscheid des 
Landwirtschafts-Ministeriums, Hainburg 
zum „bevorzugten Wasserbaugebiet" zu er­
klären. Währenddem sich ringsum in Westeu­
ropa der Anbruch einer Zeit der Versöhnung 
zwischen Mensch und Natur abzuzeichnen 
beginnt, will sich Österreich die Hypothek zer­
störter letzter Donauauen aufladen - als t,b 
Österreich zwanghaft die Fehler begehen müßte, 
die in umliegenden Ländern vor 1 OJahren began­
gen wurden. Wir appellieren an Sie, sehr geehr­
ter Herr Bundeskanzler, Österreich- das im­
mer noch ohne Nationalpark ist - nicht zum 
naturschützerischen Entwicklungsland verkom­
men zu lassen! 

Der WWF Schweiz und seine europäischen 
Schwesterorganisationen werden sich mit al­
len ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln 
dem Bruch internationaler Verträge widerset­
zen und sich für die Erhaltung der Auen als ein­
zigartigem europäischen Erbe wehren ... " 

Die „N aturärzte-V ereinigung der Schweiz" 
artikulierte am 25. 2. 84 ihre Bedenken an die 
Adresse des österreichischen Bundeskanzlers 
wie folgt: 

(1) Der Stau würde nach Meinung maßgebli­
cher Experten zu einer Gesamtzerstörung des 
Auwaldes von ca. 5000 bis 8000 Hektar und 
damit auch zur Vernichtung eines in Europa 
einzigartigen Feuchtbiotops führen. 

(2) Im weiteren befürchteten Experten, daß die 
Grund- und Trinkwasserversorgung im ge­
samten Wiener Becken beeinträchtigt werden 
könnte: Bildung von Infektionsherden größe-
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renAusmaßes zufolge der z. Z. noch ungeklär­
ten Abwässer, die ins gleiche Sammelbecken 
fließen und im Zeitalter des ausgedehnten 
Luft-, Bahn- und Autoverkehrs ganze Teile 
von Europa betreffen würden. 

Dr. E. Schneider 
Teufen/Schweiz 
1. Vorsitzender der 
Naturärztevereinigung 
der Schweiz 

,,Viele unserer Patienten", so heißt es, ,,besu­
chen gerne und oft Ihre Heilbäder. Es erschie­
ne ungerecht, wenn mit Hilfe deren Devisen 
ein solches Projekt mitfinanziert würde ... " 

gez. Dr. E. Schneider 
H Chesini 

Von Deutschland aus meldete sich Dr. Claus 
König, Präsident des „Deutscher Bund für 
Vogelschutze. V."bereits am27.10. 83 mit der 
folgenden Resolution zu Wort: 

Dr. Claus König 
Präsident des 
„Deutscher Bund 
für Vogelschutze.V." 

„Die deutschen naturwissenschaftlichen und 
Naturschutz-Verbände 

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutsch­
land 
Deutscher Bund für Vogelschutz 
Deutsche Ornithologen-Gesellschaft 
Deutsche Sektion des Internationalen Rates 
für Vogelschutz 
Komitee gegen den Vogelmord 
W orld Wildlife Fund Deutschland 

haben mit größter Besorgnis die Absicht der 
Österreichischen DonaukraftW erke AG 
(DoKW) zur Kenntnis genommen, im Raum 
Hainburg/Donau ein Flußkraftwerk zu er­
richten. Mit dem Bau dieses Kraftwerkes wür­
den nach unseren gesicherten Erkenntnissen 
nicht nur rund 800 ha wertvollster Auen-Le­
bensräume direkt durch Baumaßnahmen ver­
nichtet, sondern der gesamte Aubereich zwi­
schen Wien und Hainburg dauerhaft und aufs 
Schwerste geschädigt. Entsprechende Erfah­
rungen konnten am südlichen Oberrhein in 
Frankreich und Deutschland gemacht wer­
den. 

Gesundheitspolitische Umschau 

Die Donau-Auen zwischen Wien und Hain­
burg stellen heute im weiteren Zentral- und 
Westeuropa die letzten, großflächigen, stand­
örtlich intakten Auen-Lebensräume dar. Zu 
Ihrer Erhaltung hat sich die Bundesrepublik 
Österreich durch Unterzeichnung des Ram­
sar-Abkommens ausdrücklich verpflichtet. 
Die deutschen Naturschutzverbände richten 
daher an die Österreichische Bundesregierung 
- Herrn Bundeskanzler Dr. Fred Sinowatz -
die eindringliche Bitte, dem Geist und dem 
Wortlaut des Ramsar-Abkommens entspre­
chend jeglichem Ausbau der Donau unterhalb 
Wiens eine Absage zu erteilen. Stattdessen 
sollte die Errichtung des Auen-Nationalparks 
wie im Bundesgesetz zum Ramsar-Abkom­
men vorgesehen, raschest verwirklicht wer­
den." 

Dr. Gerhard Thielcke 
Vorsitzender 
„Bund für Umwelt 
und Naturschutz 
Deutschland e.V." 
(BUND) 

Am 27.1. 84 meldet sich der Bundfar Umwelt 
und Naturschutz Deutschland e. V. (BUND) 
über seinen stellvertretenden Vorsitzenden, 
Dr. Gerhard Thielcke. Sein Schreiben an den 
österreichischen Bundeskanzler führt u. a. fol­
gendes aus: 

,,Die Zerstörung dieses Gebietes hätte zweier­
lei Konsequenzen: 

- Österreich würde sich als Kulturnation verab­
schieden, weil es vorsätzlich ein F euchtgebiet 
von internationaler Bedeutung zerstören 
würde - einen der letzten Auwälder, die in 
Mitteleuropa schon fast vollständig vernich­
tet worden sind. 

- Österreich würde als seriöser Vertragspartner 
ausscheiden, weil es sich im Ramsar-Ab­
kommen zum Schutz dieses Gebietes ver­
pflichtet hat und diese Verpflichtung bre­
chen will. 

Der BUND ist mit seinen 75.000 Mitgliedern 
mit den österreichischenN aturschützern einig 
und protestiert gegen das Vorhaben aufs 
schärfste. 

Der BUND wird seine Mitglieder und alle 
Deutschen auffordern, Österreich als Urlaubs­
land zu meiden, falls Ihre Regierung an den Plä­
nen festhält ... " 

Zu dieser Zeit formulierte die GU: ,,Staatliche 
verordnete Umweltzerstörung ... Ist die österrei­
chische Regierung nur noch durch einen euro­
paweiten Aufruf zum touristischen Boykott 
des Landes zur Raison zu rufen?" 

März 1984 

Eine Antwort kam aus Österreich. Die des Bü­
ros des Bundesministers far Handel Gewerbe 
und Industrie und Vizekanzlers Dr. N. Steger, 
unterzeichnet Dr. Volker Kier, den wir auf 
Seiten der Befürworter des Kraftwerkes 
bereits aufführten: ,,Gerade in einer in der 
Bundesrepublik Deutschland erscheinen­
den Zeitschrift befremdet ein Aufruf zum 
touristischen Boykott der Republik 
Österreich ganz besonders. Auch wenn er 
„europaweit" angelegt werden soll, so 
erinnert er doch fatal an die wirtschaftspo­
litischen Erpressungen des nationalsozia­
listischen Reiches unseligen Anden­
kens .. . " Solche Entgleisungen sollte sich ein 
Polit-Profi eigentlich nicht leisten, auch wenn 
die Personaldecke der FPÖ knapp bemessen 
sein sollte, und die FPÖ erst einige Monate die 
Regierungsverantwortung mitträgt. 

Österreichische Jungpolitiker scheinen den­
noch lernwillig zu sein. Bereits nach 14 Tagen, 
im Verlaufe des Gesprächs, das die Stellung­
nahme des Steger-Ministeriums zu Hainburg 
präzisiert, sah Dr. Volker Kiereinen möglichen 
Boykott bereits realistischer: ,,Wir sagen unse­
ren grünen Freunden immer: ,Tut's net Eure 
Argumente, die Eure ethischen Argumente im 
wesentlichen ausmachen, ständig nach vorne 
stellen. Versucht's immer die erste Runde 
schon mit wirtschaftlichen Argumenten zu 
gewinnen, die ethischen Argumente bleiben 
Euch eh noch für die zweite Runde.' Daß man 
beides ungefähr zur gleichen Zeit machen 
muß, um keinen Identitätsverlust zu erleiden, 
weiß ich schon. Einen Technokraten überzeu­
ge ich eher mit wirtschaftlichen Argumenten, 
und das sehe ich auch grundsätzlich hinter der 
Idee des touristischen Boykotts ... " (Tonband­
Text). 

Was war inzwischen geschehen? 

Deutsche Heilpraktiker, Landesverband Bayern 
e. V. hatte den Kanzler, Dr. F. Sinowatz, gebe­
ten, die Hainburg-Pläne nochmals im Kabi­
nett zu diskutieren. 

„Wir sehen uns" so der Vorsitzende Gerhard 
Glas „als bayerische Standesvertretung von 
mehr als 900 Heilpraktikern außerstande: 

Gerhard Glas 
Vorsitzender des 
Landesverbandes 
Bayern e.V. 
der Deutschen 
Heilpraktikerschaft (DH) 

1) der Kollegenschaft abzuraten, Hainburg 
betreffende Presseausschnitte zur Unter­
richtung ihrer Patienten in den W artezim­
mern auszulegen. Auch solche nicht, die 
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den Lesern einen touristischen Boykott 
Österreichs aus Protest gegen die Pläne 
Ihrer Regierung zu bedenken geben; 

2) die Kollegenschaft davon abzuhalten, ihren 
Patienten in Zukunft den Besuch österrei­
chischer Bäder, so Bad Aussee, Bad 
Gastein, Bad Ischl, Kleinkirchheim, Villach 
etc. nicht mehr zu empfehlen ... " 

G. Wertsch formulierte den Unwillen der von 
ihm vertretenenKollegenmitdem18. 2. 84 wie 
folgt: 

,,Als Präsident der UNION DEUTSCHER 
HEILPRAKTIKER E. V., die mehr als 2000 
Mitglieder hat, die täglich von etwa 50 000 

Gerhard J. Wertsch 
Heilpraktiker 
Präsident der Union 
Deutscher Heilpraktiker 
e.V. 

Menschen konsultiert und um Rat - auch in 
Urlaubsfragen - gefragt werden, wurde ich in 
den letzten Tagen häufig auf den oben genann­
ten Vorgang hingewiesen. Alle diese Gesprä­
che haben denselben Tenor: Unverständnis 
über solch zerstörerische Eingriffe in ein so 
einzigartiges Stück Natur- ausgerechnet in ei­
nem Land, das gerade wegen der Schönheit 
seiner Natur und Landschaften ein bevorzug­
tes Erholungs- und Urlaubsland ist! 

Als alter Österreichurlauber kann ich nur 
wünschen, daß das zerstörerische Vorhaben 
nie Wirklichkeit wird, und ich kann nur wün­
schen, daß diese Vorgänge keine zu starke Ein­
wirkung auf das touristische Image Ihres Lan­
des haben ... " 

Die „Deutsche Volksgesundheitsbewegung'; 
Dachorganisation von ca. 400.000 Mitglie­
dern, betonte in einem Schreiben an Dr. F. 
Sinowatz, es gehe nicht um das Kraftwerk 
selbst, sondern um seinen Standort, der zur 
Vernichtung des großartigen Feuchtbiotops 
führe. 

„Dies währe ein irreversibler Schaden für ganz 
Europa", so der Präsident H. G. Forker, ,,für al­
le Naturliebhaber, für die hunderttausende er­
holungssuchenden Europäer, die in Ihrem 
Lande Naturbelassenheit, nicht die zuneh­
mende Industrialisierung ihrer eigenen Hei­
matländer vorzufinden hoffen. 

Ich muß Ihnen sagen, sehr geehrter Herr Bun­
deskanzler, daß der in einer Reihe von Publi­
kationen der hiesigen Presse angeregte touri­
stische Boykott Österreichs für den Fall des 
Kraftwerkbaus in „Hainburg" bei der Bevöl­
kerung der BRD auf entsprechende Resonanz 
gestoßen ist ... " 

März 1984 

Hans-Georg Forker 
Präsident der 
Deutschen Volks­
gesundheits-Bewe­
gung e.V. (DVB) 

Auch die interdisziplinäre „Arbeitsgemein­
schaft fii.r Klassische Akupunktur und traditio­
nelle chinesische Medizin e. V." mit ihren 300 
Heilpraktikern, Ärzten, Veterinären und Sino­
logen hatte ihrer Empörung inzwischen Luft 
gemacht. Sie informierte nicht nur den öster­
reichischen Kanzler und die Ministerien, son­
dern auch den Österreichischen Heilbäder- und 
Kurorte-Verband, Wien, über den beabsichtig­
ten persönlichen touristischen Boykott der 
Mitglieder wie ihre Weigerung, weiterhin Pa­
tienten österreichische Heilbäder oder Kuror­
te zu empfehlen. 

Mit pointierten Hinweisen auf die ungelösten 
wasserhygienischen wie ökologischen Folge­
probleme der Staustufe Hainburg schlossen 
sich zwei weitere Heilpraktikerverbände dem 
Boykott an: 

- Heilpraktikerverband Rheinland-Pfalz mit 
mehreren hundert Mitgliedern 

- Landesverband Baden-Württemberg der 
UNION Deutscher Heilpraktiker unter ihrem 
Vorsitzenden Josef Weiß. 

Die Resolution der Kooperation Deutscher 
Heilpraktikerverbände schließlich, die die drei 
großen Berufsverbände vertritt, wandte sich 
unter Federführung ihres Generalsekretärs, 
Klaus Schwarzbach, ebenfalls an den Kanzler 
(Auszug): 

,,Die Kooperation vertritt mehr als 7200 Kol­
leginnen und Kollegen der insgesamt 8100 
Heilpraktiker und damit die Interessen von 10 
Millionen von insgesamt 12 Millionen natur­
und umweltbewußten Patienten, die die Hilfe 
von Heilpraktikern jährlich suchen. 

Die Präsidenten haben sich nach fachlicher 
kollegialer Diskussion nochmals selbst ausgie­
big mit der Thematik beschäftigt und bitten 
um Kenntnisnahme der folgenden Resolu­
tion: 

Wir begrüßen das uns bekanntgewordene 
Vorgehen der Schweizer, Liechtensteiner und 
Deutschen Natur- und U mweltschutzverbän­
de, die sich gegen den beabsichtigten Bau des 
Flußkraftwerkes mit Standort in der Schop­
fenreuther Au, kurz vor Einmündung der 
March, aussprechen. 

Wir befürworten die Errichtung eines Donau­
March-Thaya-Nationalparks. 
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Wir haben wie die bereits genannten Verbän­
de Bedenken, nicht nur solche ökologischer, 
sondern auch epidemiologischer und trink­
wassertechnischer Art. 

Wir können und werden der Kollegenschaft 
nach Kenntnisnahme der Sachargumente 
nicht davon abraten, einen persönlichen wie 
auch Patienten-Boykott Österreichs zu befür­
worten. 

Eine bereits weitgehend geübte Empfehlung 
anderer als österreichischer Kurorte und Heil­
bäder an die Adresse ratsuchender Patienten 
sehen wir nicht als Verletzung der medizini­
schen Sorgfaltspflicht. 

Die Anmeldung unserer Bedenken bzw. die 
Bitte, vom beabsichtigten Bau des Flußkraft­
werks Hainburg unter Ausschöpfung aller 
weiteren Vorschläge abzusehen, sehen wir -
wie die befreundeten nationalen und interna­
tionalen Verbände unter dem Gesichtspunkt 
der Abkommen von RAMSAR und BERN, 
die in Ihrem Lande im April resp. September 
1983 in Kraft traten. 

Wir hoffen, daß - unabhängig von der Ent­
scheidung des Niederösterreichischen Land­
tages - unsere berechtigten Bedenken zur 
Kenntnis genommen werden und zusammen 
mit denen der übrigen Verbände, Organisatio­
nen und Einzelpersonen zur Wiederaufnahme 
der Diskussion im Kabinett und Nationalrat 
führen werden ... " 

Den vorläufigen Schlußpunkt in der Angele­
genheit setzten zwei Ereignisse: 

Zunächst eine Pressekonferenz des Dachver­
bandes der deutschen Naturschutzverbände, 
mit insgesamt 3,3 Millionen Mitgliedern, in 
München. Hier verkündeten der „Deutsche 
Naturschutzring e. V." (DNR) und der „Deut­
sche Bundfii.r Vogelschutz"(DBV): 

„Für den Fall, daß das Kraftwerk Hainburg ge­
gen alle Vernunft doch gebaut wird, kündigen 
DNR und DBV einen Urlaubsboykott von 
Österreich an. 

An diesem Boykottaufruf werden sich minde­
stens 10% der 3,3 Millionen DNR-Mitglieder 
beteiligen. Erfahrungsgemäß verbringt davon 
etwa jeder 4. seinen Urlaub in Österreich. Bei 
einem Aufenthalt von 10 Tagen sind das min­
destens 800.000 Übernachtungen im Jahr bei 
einem Umsatz von mindestens 1 Milliarde 
Schilling. 

Etwa 1.000 Arbeitsplätze und das internatio­
nale Ansehen Österreichs stehen auf dem 
Spiel!" 

Das zweite Ereignis war, daß sich der Nestor 
der Verhaltensforschung und unermüdliche 
Kämpfer für die Erhaltung der Auwälder, Prof 
Dr. Konrad Lorenz, nochmals zu Wort melde­
te. Er ließ am 22. 3. 1984 dem Europarat in 
Straßburg eine Erklärung übergeben. 

GU wird weiter berichten ... 


